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Antrag 

der Abgeordneten Harald B. Schäfer (Offenburg), Klaus Daubertshäuser, Klaus 
Lennartz, Dr. Liesel Hartenstein, Brigitte Adler, Robert Antretter, Hermann 
Bachmaier, Rudolf Bindig, Lieselott Blunck, Ursula Burchardt, Marion Caspers- 
Merk, Peter Conradi, Karl Dilier, Dr. Marliese Dobberthien, Ludwig Eich, Carl Ewen, 
Elke Ferner, Lothar Fischer (Homburg), Arne Fuhrmann, Monika Ganseforth, 

Dr. Fritz Gautier, Günter Graf, Klaus Hasenfratz, Reinhold Hiller (Lübeck), Lothar 
Ibrügger, Renate Jäger, Ilse Janz, Dr. Ulrich Janzen, Susanne Kästner, Ernst 
Kastning, Marianne Klappert, Siegrun Klemmer, Rolf Koitzsch, Volkmar Kretkowski, 
Horst Kubatschka, Dr. Klaus Kübler, Hinrich Kuessner, Robert Leidinger, 

Dr. Dietmar Matterne, Heide Mattischeck, Markus Meckel, Ulrike Mehl, Herbert 
Meißner, Siegmar Mosdorf, Aibrecht Müller (Pleisweiler), Jutta Müller (Völklingen), 
Michael Müller (Düsseldorf), Rudolf Müller (Schweinfurt), Dr. Rolf Niese, Günter 
Oesinghaus, Jan Oostergetelo, Albert Pfuhl, Rudolf Purps, Manfred Reimann, 
Siegfried Scheffier, Otto Schily, Wilhelm Schmidt (Salzgitter), Karl-Heinz Schröter, 
Dietmar Schütz, Ernst Schwanhold, Bodo Seidenthal, Horst Sielaff, Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast, Joachim Tappe, Dr. Gerald Thalheim, Günther Tietjen, Hans 
Georg Wagner, Woifgang Weiermann, Reinhard Weis (Stendal), Dr. Axel Wernitz, 
Lydia Westrich, Inge Wettig-Danielmeier, Dr. Margrit Wetzei, Gudrun Weyel, 
Hermann Wimmer (Neuötting), Berthold Wittich, Verena Wohlleben, Hanna Wolf, Uta 
Zapf, Dr. Peter Struck, Dr. Hans-Jochen Vogel und der Fraktion der SPD 


Mehr Umweltschutz, Verkehrssicherheit und Lebensqualität 
durch Geschwindigkeitsbegrenzungen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Straßenverkehrsord- 
nung vom 16. November 1970 in folgenden Punkten zu ändern; 

1. Für Autobahnen und Straßen außerhalb geschlossener Ort- 
schaften, die mit zweispurigen Autobahnen in einer Richtung 
und Mittelstreifen zwischen den Richtungsfahrbahnen Auto- 
bahnen ähnhch sind, beträgt die zulässige Höchstgeschwindig- 
keit für alle Personenkraftwagen und Krafträder 120 km/h. 

2. Auf Straßen außerhalb geschlossener Ortschaften gilt für alle 
Kraftfahrzeuge 90 km/h als zulässige Höchstgeschwindigkeit. 

3. Für Straßen innerhalb geschlossener Ortschaften wird § 3 
Abs. 3 Nr. 1 der StVO wie folgt gefaßt: 
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„50 km/h für die mit Zeichen 306 StVO (gelbe Raute) ausge- 
schilderten Vorfahrtsstraßen und 30 km/h für alle anderen 
Innerortsstraßen. " 

4. Die im Einigungsvertrag in Kapitel IX Sachgebiet B Ab- 
schnitt 111 Nr. 14 Buchstaben b und c sowie in Kapitel XI Sach- 
gebiet B Abschnitt 111 Nr. 14 Buchstaben c und d festgelegten 
Endfristen für die in den neuen Bundesländern geltenden Ge- 
schwindigkeitsbegrenzungen (bis 31. Dezember 1992 80 km/h 
auf Landstraßen, bis 31. Dezember 1991 100 km/h auf Autobah- 
nen) werden verlängert, bis der Zustand des Straßennetzes 
eine Anhebung der allgemeinen Geschwindigkeitsbegrenzung 
auf 90 km/h außerorts und 120 km/h auf Autobahnen ermög- 
licht. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung aufgefordert, EG-weit 
für eine bessere Einhaltung der Lkw-Höchstgeschwindigkeiten 
vom 80 km/h auf Autobahnen - u. a. durch den Einbau von 
Geschwindigkeitsreglern und elektronischen Kurzzeit-Fahrten- 
schreibern - und der Überholverbote für Lkw Sorge zu tragen. 


Bonn, den 23. Mai 1991 

Harald B. Schäfer (Offenburg) 

Klaus Daubertshäuser 

Klaus Lennartz 

Dr. Liesel Hartenstein 

Brigitte Adler 

Robert Antretter 

Hermann Bachmaier 

Rudolf Bindig 

Lieselott Blunck 

Ursula Burchardt 

Marion Caspers-Merk 

Peter Conradi 

Karl Diller 

Dr. Marliese Dobberthien 
Ludwig Eich 
Carl Ewen 
Elke Ferner 

Lothar Fischer (Homburg) 
Ame Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Dr. Fritz Gautier 
Günter Graf 
Klaus Hasenfratz 
Reinhold Hiller (Lübeck) 
Lothar Ibrügger 
Renate Jäger 
Ilse Janz 

Dr. Ulrich Janzen 
Susanne Kästner 
Ernst Kastning 
Marianne Klappert 
Siegrun Klemmer 
Rolf Koitzsch 


Volkmar Kretkowski 

Horst Kubatschka 

Dr. Klaus Kübler 

Hinrich Kuessner 

Robert Leidiiiger 

Dr. Dietmar Matterne 

Heide Mattischeck 

Markus Meckel 

Ulrike Mehl 

Herbert Meißner 

Siegmar Mosdorf 

Albrecht Müller (Pleisweiler) 

Jutta Müller (Völklingen) 

Michael Müller (Düsseldorf) 

Rudolf Müller (Schweinfurt) 

Dr. Rolf Niese 

Günter Oesinghaus 

Jan Oostergetelo 

Albert Pfuhl 

Rudolf Purps 

Manfred Reimann 

Siegfried Scheffler 

Otto Schily 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Karl-Heinz Schröter 
Dietmar Schütz 
Ernst Schwanhold 
Bodo Seidenthal 
Horst Sielaff 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
Joachim Tappe 
Dr. Gerald Thalheim 
Günther Tietjen 
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Hans Georg Wagner 
Wolfgang Weiermann 
Reinhard Weis (Stendal) 
Dr. Axel Wernitz 
Lydia Westrich 
Inge Wettig-Danielmeier 
Dr. Margrit Wetzel 
Gudrun Weyel 


Begründung 

1. Allgemeines 

‘ Geschwindigkeitsbeschränkungen erhöhen die Verkehrs- 
sicherheit, senken den Schadstoffausstoß und tragen dazu bei, 
Energie zu sparen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist weltweit das einzige Land 
ohne Geschwindigkeitsbeschränkungen auf Autobahnen. Das 
Fehlen von Geschwindigkeitsbeschränkungen auf unseren 
Autobahnen hat die Position der Bundesregierung auf EG- 
Ebene bei Verhandlungen über strengere Bestimmungen für 
Kfz-Emissionen in den letzten Jahren ziemlich erschwert und in 
ihrer Glaubwürdigkeit verletzt. Im Januar 1991 hat das Euro- 
päische Parlament erneut die Einführung von Geschwindig- 
keitsbeschränkungen aus Umweltschutzgründen angemahnt. 

Von der EG -Kommission wurde bereits 1987 der Vorschlag 
eingebracht, EG- weit ein einheitliches Tempolimit von 120 
km/h auf BAB und 90 km/h auf Landstraßen einzuführen. Mit 
Rücksicht auf die EG-EinheiÜichkeit wird diesem Vorschlag 
der Vorrang gegenüber einem nationalen - wenngleich um- 
weltpolitisch noch wirksameren - strengeren Tempolimit gege- 
ben. 

Darüber hinaus spricht für Tempo 120 die hohe Akzeptanz, die 
diese Vorschrift während des Abgasgroßversuchs 1985/86 ge- 
fimden hat, die auch in jüngeren Umfragen bestätigt werden 
konnte. 

Eine Sonderregelung für die neuen Länder ist unverzichtbar. 
Nach dem Einigungsvertrag laufen die jetzt noch geltenden 
Geschwindigkeitsbegrenzungen (100 km/h auf Autobahnen, 
80 km/h auf Landstraßen) zum 31. Dezember 1991 (Autobah- 
nen) bzw. 31. Dezember 1992 (Landstraßen) aus. Der Zustand 
des Straßennetzes erlaubt keinen unmittelbaren Übergang auf 
Tempo 90/120. Eine unbefristete Fortgeltung der Sonderrege- 
lung ist daher erforderlich, bis das Straßennetz so weit ausge- 
baut ist, daß eine Rechtsangleichung vertreten werden kann. 

Die Wirksamkeit jeder Geschwindigkeitsbegrenzung hängt 
von ihrer ausreichenden Kontrolle ab; die Länder sind auf ge- 
fordert, die Einhaltung des Tempolimits sicherzustellen. 


Hermann Wimmer (Neuötting) 
Berthold Wittich ^ 

Verena Wohlleben 
Hanna Wolf 
Uta Zapf 
Dr. Peter Struck 

Dr. Hans-Jochen Vogel und Fraktion 
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2. Erhöhung der Verkehrssicherheit 

Die Zahl der Unfälle überstieg 1990 wieder die Zwei-Millionen- 
Grenze. Ebenfalls stieg die Zahl der Verkehrstoten 1990 an auf 
1 1 400 in ganz Deutschland. 

Eine dramatische Verschärfung der Unfallsituation hat seit der 
Öffnung der Mauer im Osten Deutschlands stattgefunden. Im 
Vergleich zum Jahr 1989 wuchs die Zahl der Verkehrstoten 

1990 dort um 74 Prozent. Der Trend setzt sich fort: Im Januar 

1991 betrug die Steigerung gegenüber Januar 1990 94 Prozent! 
Dies zeigt, daß die Menschen in den neuen Bundesländern mit 
der Umstellung auf den von hohen Geschwindigkeiten gepräg- 
ten Fahrstil westdeutscher Autofahrer nicht zurechtkommen. 
Eine Freigabe der Autobahngeschwindigkeit nach Auslaufen 
der Übergangsregelung im Einigungsvertrag würde dort zu 
einem katastrophalen weiteren Anwachsen der Unfallzahlen 
führen. 

In der Bundesrepublik Deutschland wird immer schneller 
gefahren: Jedes Jahr seit 1981 steigt die mittlere Pkw-Ge- 
schwindigkeit auf BAB um 1,1 Stundenkilometer, wobei dort 
gleichzeitig noch die Geschwindigkeitsunterschiede zuneh- 
men. Autobahnunfälle haben wegen der hohen Geschwindig- 
keiten besonders schwere Folgen: Während innerorts auf 1 000 
Unfälle mit Personenschaden 1 297 Verunglückte kommen, 
sind es auf Landstraßen 1511 und auf Autobahnen 1 610. 

Bei einer Untersuchung des Unfallgeschehens, die die Bundes- 
anstalt für Straßenwesen 1985/86 im Rahmen des Großversuchs 
durchführte, hieß das klare Ergebnis: ein allgemeines Tempo- 
limit von 120 km/h würde auf Bundesautobahnen die Unfälle 
um 1 400 - also um rund 10 Prozent - jährlich senken. Seitdem 
sind sowohl Pkw-Dichte, durchschnittliche Fahrgeschwindig- 
keit als auch die Zahl der auf BAB verletzten Personen wieder 
angestiegen. 

Ein Vergleich z. B, mit der Schweiz zeigt: fahrleistungsberei- 
nigt liegt die Zahl der Getöteten und Schwerverletzten dort 
40 Prozent niedriger als auf deutschen Autobahnen. 

Während des Tempo-30-Versuchs gingen die Fußgänger- 
unfälle um 80 Prozent, Kinderunfälle um über 60 Prozent 
zurück. Deshalb ist Tempo 30 in den Wohngebieten der Städte 
dauerhaft einzuführen und nicht an aufwendige und kosten- 
intensive Umbaumaßnahmen und Schilderwälder zu knüpfen. 

3. Verbesserung des Klima- und Umweltschutzes 

Der Pkw-Verkehr verbraucht jährhch rund 30 Mio. t Kraftstoff, 
wodurch ca. 95 Mio. t des khmaschädigenden CO 2 emittiert 
werden. Darüber hinaus werden über 1 Mio. t NOx ausgesto- 
ßen. Kraftstoffverbrauch, Kohlendioxid und Stickoxidemissio- 
nen nehmen weiter zu, für die Stickoxidemissionen ist eine 
Trendumkehr als Folge der Einführung des geregelten Drei- 
Wege-Katalysators erst für Mitte der 90er Jahre in Sicht. 
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a) Tempo 120 auf Bundesautobahnen 

BAB machen mit 8 600 km zwar nur 1,7 Prozent des gesam- 
ten Wegenetzes in den alten Bundesländern aus, allerdings 
werden von 100 Kfz-Küometern 27 auf den Autobahnen ge- 
fahren. Hier werden drei von zehn Liter Kraftstoff verbraucht 
und 43 Prozent aller Stickoxide emittiert. 

Bei Tempo 120 auf BAB würden 5 Prozent des auf Autobah- 
nen verbrauchten Kraftstoffs eingespart, das sind 410000 t 
Kraftstoff bzw. 1,3 Mio. t CO 2 . Die Stickoxideinsparung läge 
bei 30 100 t Stickoxid weniger pro Jahr, d. h. bei 7 Prozent, 
bezogen auf die Autobahnemissionen bzw. bei 3 Prozent, 
bezogen auf alle Pkw-Emissionen. 

b) Tempo 90 auf Außerortsstraßen 

Nach Berechnungen des DIW könnten durch Tempo 90 auf 
Landstraßen 350000 t Kraftstoff und rund 1 Mio. t CO 2 
gespart werden. 

c) Tempo 30 in Wohngebieten 

Die generelle Einführung von 30 km/h in den Wohngebieten 
der Städte würde nach Berechnungen des Umweltbundes- 
amtes 1,4 Prozent des im Stadtverkehr verbrauchten Kraft- 
stoffes sparen, das sind 140000 t jährlich bzw. 400000 t 
Kohlendioxid. 8 Prozent der innerörtlichen Stickoxidemissio- 
nen könnten vermieden werden bzw. 19 200 t pro Jahr. 

30 km/h im Innerortsverkehr senkt den Lärm um 5 bis 6 
dB(A) ab. 

d) Bessere Überwachung der Lkw-Höchstgeschwindigkeiten 


Das Umweitbundesamt errechnete das Minderungspoten- 
tial, das sich lediglich durch Einhaltung der vorgeschriebe- 
nen Höchstgeschwindigkeiten erzielen läßt, mit 130 000 t 
Kraftstoff bzw. 400000 t CO 2 jährlich. 

Neuere technische Möglichkeiten zur unbürokratischen 
Durchsetzung der Tempo-Vorschriften sind: 

— der Geschwindigkeitsregler. Hier wird die maximale Ge- 
schwindigkeit im Fahrzeug fest eingestellt und es ist 
keine Überschreitung möglich. Auf EG-Ebene finden der- 
zeit Verhandlungen über eine EG-Richtlinie statt, mit der 
die Einführung solcher Geschwindigkeitsregler für Lkw 
vorgeschrieben werden soll. Im April 1989 befürwortete 
auch die 32. Umweltministerkonferenz, künftig den Ein- 
bau von Geschwindigkeitsreglern vorzuschreiben; 

— der elektronische (Kurzzeit-)Fahrtenschreiber. Dieses Ge- 
rät zeichnet den Geschwindigkeits-Wegverlauf befristet 
auf. Die Einführung des Gerätes wird vor allem vor dem 
Hintergrund effektiverer Unfallanalysen diskutiert. 
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Die vorgeschlagene Änderung der Straßenverkehrs-Ord- 
nung sowie die bessere Lkw-Geschwindigkeitskontrolle brin- 
gen damit der Umwelt insgesamt eine Entlastimg um über 
1000 000 t Kraftstoff bzw. rund 3 Mio. t CO 2 pro Jahr. Die 
Stickoxidemissionen des Pkw-Verkehrs würden um minde- 
stens 7 Prozent zurückgehen. 
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